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anzusehen ISt wurde nıe ZESART, iıcht zuletzt deshalb,die Orthodoxie vernachlässige den Dienst der Welt,
sınd nıcht NCU, Sagl Vedernikov. enz stelle gerade das weıl iıne CHNauc Definition Schwierigkeiten bereıiten
als historischen Fehler der orthodoxen Kırche heraus, würde und I1a  e zugleich sıcher WafrTt, daß nıcht schwer-
W as S1€e hınsichtlich des Verhältnisses ZUur Weltr prinzıpiell

unterscheiden.
tallen könnte, eınen Juden VO  3 einem Nıchtjuden

VO westlichen Christentum unterscheidet. In Wahrheit
verzichte dıe Orthodoxie gar , nicht auf einen tätıgen Allerdings konnte schon bei Erlaß dieses CGesetzes nıcht
Dıenst der Welt, gehe jedoch darum, w1ıe s1e das übersehen werden, daß jeder, der aut Grund dieses (Ze-
christliche Wirken auttaßt. Wenn der Westen einen Setzes einwanderte, zugleich das echt erwarb, als Jude
2ußeren Dıiıenst voranstellt (missıonarısch, aufklärerisch, iın Israel leben, innerhalb der jüdischen Gemein-
soz1ial-ethisch USW.), der Osten dagegen das schaft, un nıcht eLw2 LLUX als eın „israelıscher Staats-
„geistlıche DUn das heıilßt die Schule des Gebets und den bürger“. Auch hier Sing man mehr VO  > der praktıschen
Weg asketischer Vervollkommnung der Persönlichkeit. Bedeutung des (jesetzes AauUS, indem INa  — denjenıgen 1n
Daher steht für die orthodoxe Kirche allen Weısen Israel eın Heimatrecht gveben wollte, die auf Grund des
des Diıenstes der Weltr das Gebert erster Stelle: s1e Religionsgesetzes ZWar keine Juden d  N, die aber
gylaubt, dafß das lıturgische Gebet für die ebenden un außerhalb Israels als Juden oder als Angehörige Jüdischer

Miıtglieder der Kirche un für die an Welt nıcht Famılien einer Diskriminierung oder Verfolgung A

wenıger wichtig, vielleicht eın noch wichtigerer Dienst DSESETZL äls
dieser Welt ISt als jeglıches zußeres Handeln. „Wenn da- Religionsgesetz und Landesrecht
her einzelne regionale Kirchen (gemeint sind orthodoxe
Kırchen) AaUSs diesem oder jenem Grund der Möglichkeit Nach dem jfidischen Religionsgesetz gelten diejenigen als

Juden, die VO  3 einer jJüdischen Mutltter geboren sinderaubt sınd, außer dem Gottesdienst noch andere Tätıg- oder iın den Bund Abrahams aufgenommen wurden. Diesekeiten entfalten, führt das ıcht einem lıturg1i-
schen Isolatıonısmus, sondern weıtet eher die ZOLLES- Bestimmungen sind einahe eindeutig. ıcht genügend

geklärt 1St hingegen die Stellung der Sektierer Karäer)dienstliche Erfahrung. Der Gottesdienst erhält 1ın diesen un derjenıgen, die ein-anderes Glaubensbekenntnis —Fällen einen besonders klar ausgepragten Charakter
tätıgen un zugleich gnadenvollen Diıenstes den Men- S  II haben Allgemeiın gilt auch der Apostat als

Israelıt, cselbst W C111 Aaus der Gemeinschaft Israels Aaus-schen und der anzcn Welt“ (S 80) geschlossen ISEt.Direkte und indirekte Zeugnisse des qAQristlichen Lebens Die israelısche Regjierung 1St durch das Religionsgesetzin der kommunistischen Welt bestätigen das, W ds Vedern1i1-
kov über dıe Intensität und TIragweite des lıturgischen NUur insotern gyebunden, als das Famıilienrecht un das

Personalstatut betrifit, welche durch das MilletsystemDienstes seiner Kırche der „Welt“ Sagt, vollauft. Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften sind (vglNıchtsdestoweni1ger zeigte un zeıgt das Verhalten der
russıschen un anderer orthodoxen Kirchen überall da, Herder-Korrespondenz Jhg., 32 In diesen Fällen

sind Religionsgesetz und Landesrecht identisch.s1e A2US treiem Antrıeb un politisch freı 1n der Welt Es scheint Juristisch urchaus möglıch se1in, da{ß dıewırken konnten un können, da{ß ıhr der soz1ale, Carıta-
tıve, soz1al-ethische Aspekt cQAristlicher Lebenseinwirkung israelische Regierung auch solche Personen als Juden a

erkennt, die nach dem Relıgionsgesetz eindeutig alsund -gestaltung urchaus nıcht fremd 1St, wenn auch Nıchtjuden nzusehen sind (SO 7 A die Kinder einersiıcherlich ıcht der entscheidende un wesentlichste
Ausdruck östlichen Christentums 1St nıchtjüdıschen Mutter un elines jüdıschen Vaters) Diese

Personen werden in den Identitätskarten der Ru-
brık „Volkszugehörigkeit“ (leom) als Juden bezeichnet.
Dıese Rubrik wurde VOL allem Z Unterscheidung ZW1-

Aus der jüdischen Welt schen Juden un Arabern, nıcht zuletzt A4Uus Sicher-
heitsgründen, eingeführt. Dıe Entscheidungen der rel ı-

Wer ist Das Problem der Mischehen iın Israel Zz1ösen Behörden werden durch derlei Eintragungen
(vgl Herder-Korrespondenz Jhg., 166—168) keineswegs präjudızıert, WCNN auch durch die verschie-
tührte 1m etzten Jahr aum vorhergesehenen Kompli- denartige Auslegung des Begriffes Jude Unklarheiten ent-
kationen. Bısher singen sowohl das israelısche Parlament stehen können.
als auch die Regierung allen grundsätzlıchen Entscheidun- Im Hiınblick auf die Einwanderung zahlreicher Personen,
SC} AaUusS$s dem VWege, die gee1ignet waren, einen unüber- die 1n Mischehen lebten, ohne daß der nıchtjüdiısche Teil
brückbaren Gegensatz zwıschen Staatsgesetz und eli- das udentum AaNgSCHNOMMEN hatte, sah sıch die Regierung
Z10Nsgesetz schaften. Von elt eit ergeben sich CZ WUNSCNH, eine Regelung treften. Die FEinwande-
jedoch immer wiıeder Fragen, denen siıchtbar wiırd, da{fß rungsbehörden be] der Begriffsbestimmung Jude
dieser Zustand auf die Dauer unerträglich 1St. ine dieser außerst tolerant vertahren un hatten höchstens darauf
ragen IsSt das Problem der Identität VO Volks- und Reli- gyeachtet, nıcht solche Personen einwandern lassen, die
sionszugehörigkeit, die 1im udentum esonders schwer- siıch ZU Christentum bekannten. Der (sozlalistische)
wıegend ist, weıl die Zugehörigkeit Z Judentum VO  e} Innenminister Ww16€es 11 1958 auf dem Verordnungs-

WESRC die Beamten selnes Mıniısteriums A jeden als Judenseinen Antängen her auch dıe Zugehörigkeit FA

„Bundesvolk“Z betrachten, der sıch bona fide als Jude bezeichne.
Da Israel eın jüdischer Staat lSt; konnte die Regierung dıe Zugleich wurden die Beamten des Innenministeriums an-
Beantwortung der Frage, WeTr als Jude nzusehen ISt. autf zewl1esen, auch jede Erklärung bezüglich des Familien-
die Dauer ıcht umgehen, mehr, als eines der wich- standes, die bona fide abgegeben wiırd, akzeptieren.
tigsten Staatsgesetze, das (Gesetz über das „Recht auf Dıiese Handhabung bedeutet, da{fß jede OoOrm der Ehe-
Heiımkehr“;, allen Juden das echt 1Dt, sıch in Israel schließung, auch dıe Formen, dıe nach dem Religi0ns-
nıederzulassen. Wer 1mM Rahmen dieses (jesetzes als Jude ZESETZ nıcht gültıg sınd, anerkannt werden sollen Nach
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dem Gesetz lıegt ormel]l die Entscheidung über die Gül- 1m Kabinett verbliebenen Mınıiıster verteilt bıs auf das
tigkeit einer außerhalb Israels eingegangenen Miıschehe Relig1i0nsminıisteri1um, das dem sephardischen ber-
be] den staatlıchen Gerichten, sofern einer der beiden rabbiner VO  e Tel Ayvıv, Toledano, unterstellt wurde.
Partner FA Zeitpunkt der Eheschliefßung ıcht die 1srae- Das Parlament billıgte die Wahl Toledanos mM1t 60 Stim-
lische Staatsbürgerschaft besafß (vgl Herder-Korrespon- bei 28 Stimmenthaltungen und zweı Gegenstimmen.
denz Jhg., 369) Wenn beide Eltern (gemäfß dem urch die Wahl Toledanos erhält ZU erstenmal eın
(Gesetz über die Gleichberechtigung der rau erklären, Rabbiner des sephardıschen Rıtus das Religionsministe-
da{fß ihr ınd Jüdısch 1St, 1St das ınd als jüdısch NZU- 1UM. Die Regierung hatte oftenbar die Absıcht, dieses
sehen, als hätte diese Erklärung selbst abgegeben. Mınısterium eiınem Manne übertragen, VO  a} dem 1ia  3

Diese Verftügung des Innenminıisters entspricht der Er- annehmen durfte, da{ß wenıger miılıtant se1 als die
klärung des Rechtsrates der Regıierung, nach der der aschkenasischen (d osteuropäıschen) Rabbiner. Zl
Staat das echt habe, jemanden als Juden betrachten, gleich aber wurde den orientalischen Juden, die fast AaUS-

auch WENN nach Religionsgesetz nıcht als Jude NZU- schließlich dem sephardischen Rıtus angehören, ein polı-
sehen 1St tisches Geschenk gemacht, das dıe Regierung 31i&1ts kostete.

Die Regierungskrise Dıiıe StandpunkteDıie Anweısung des Innenminısters hat ın den relıg1ösen
Kreıisen und ın der „National-Relıg1iösen Front“”, die hıs Dıiıe „OÖftrentliıche Meınung“ steht z1iemliıch eindeutig aut
dahın noch der Regierung beteiligt Wal, sehr heftige Seiten der Regierung, wenn INa  3 VO  e} den strenggläubigen

Juden absieht. Dıie Steinberg-Affäre (vgl Herder-Korre-Reaktionen ausgelöst. Am 1958 verlangte der elı-
Z10NSmMINISster Mosche Schapıra (National-Religiöse Front) spondenz Jhg., 216) und Üıhnlıche Vorfälle, be1
ıne sofortige Erörterung 1m Kabinett un diıe Zurück- denen die Kınder nıchtjüdıscher Mütter die Leidtragenden

N, haben dem Ansehen der Jüdıschen Orthodoxie 1mMzıiehung der Verfügung des Innenministers. Dıie Regıe-
rIung beauftragte darautfhin iıne Kommissıon, die sıch Lande csehr geschadet. Man halt dıe Forderungen der
AUS dem Innenminıister, dem Justizminister un dem jüdischen Orthodoxie (dıe iın Wıirklichkeit nıchts anderes

sind als eın Festhalten Althergebrachten) für maßlos.Religionsminister ZUSAMMENSETZLE, mMit der Prüfung der
Der Konflikt zwıschen orthodoxen un: lıberalen DZWw.juristischen Voraussetzung der umstriıttenen Verftügung.

Am 19558 endlıch eschlo{fß der Miınisterrat, dafß in relıg1ös indıfterenten Juden hat aber noch längst nıcht
Zukunft als Jude angesehen werden soll, „ Wer bona fide seinen Höhepunkt erreıicht. Die Kämpfte, wenn INa  — VO  3

erklärt, da{ß Jude se1 und keiner anderen Religi0ons- solchen sprechen darf, spielen sıch noch immer in einem
gyemeınschaft angehöre“. Eın ind, dessen Eltern )15- Vorfeld 1b Für das Rabbinat 1St völlig gleichgültig,
reN, da{ß jüdisch ISt, oll als Jude angesehen werden. W Aas dıe Organe der Regierung in dıe Identitätskarten e1n-
Im Gegensatz ZUur Verfügung des Innenministers wurde tragen. Eın VO  - Amts Nn als Jude bezeichneter icht-
also 1MmM ersten Teil der Entscheidung des Ministerrates eın jude mufß notwendigerweise für die relig1ösen Behörden
relıg1öses Kriıterium eingeführt, VO  a dem VOTLT allem jene eın Niıchtjude bleiben, SCHNAUSO Ww1e€e eın katholischer Ptar-

In sıch nıcht irgendwelche Eiıntragungen 1n den Aus-Judenchristen betroften werden, die besonderen Wert
darauf Jlegen, als Juden gelten, aber auch jene Kon- weıspapleren einer ungetauften Person halten I:
vertiten Aaus dem Judentum, die darauf angewlesen sind, Es 1STt aber nıcht 1Ur i1ne rage der Terminologie, WeTr

als Jude bezeichnet wird. Das Rabbinat kann nıcht ohne1n einer jüdischen Gemeinschaft eben (vgl Herder-
Korrespondenz Jhg., un die L1LU  e amtlich weıteres zulassen, da{fß die ethnısch-relig1öse Gemeinschaft
gerade 1n bezug auf dıe ethnische Zugehörigkeıt als iıcht- das Gottesvolk in ıne ethnische un i1ne relig1öse

Gemeıinschaft aufgelöst wird, dıe nıcht mehr mıteinanderjuden gelten muüfßten. Auft der anderen Seıite tehlt be1 der
Bestimmung der Volkszugehörigkeit des Kindes das VO  e iıdentisch sind. Dıe jüdische Orthodoxie kann VF allem
den relıg1ösen Parteıen geforderte relıg1öse Kriterium: nıcht zugeben, daß diese Auflösung VO  - Juden VOrSc-
ein iınd wird dann als Jude bezeıichnet, wenn die Eltern OININEN wird. Das Argument der jüdıschen Laızısten,

wünschen, auch dann, Wenn nıcht durch Be- dafß die eıit der ethnisch-relig1ösen Gemeıinschaften end-
schne1dung iın den Bund Abrahams aufgenommen 1St. gültıg vorbe1 1St und in einem modernen Staatswesen
ber auch die Bestimmung der Volkszugehörigkeit der keinen Raum habe, ISt für den gläubigen Juden ziemlich
Erwachsenen 1St in mancherlei Hınsicht unbefriedigend. bedeutungslos. Dıie Trennung V  i Volks- und Religions-
Erklärt sıch Dn der Sohn eines konvertlerten Juden als gemeınschaft annn tür ıh U  ar ıne Folge haben Es wırd
Jude un erklärt zugleıch, da{fß keiner anderen eli- in Zukunft ein ethnisches Judentum geben, un wiırd
Z10NsgemeıinNschaft angehöre, dann muüfte nach dem ein ethnisch-relig1öses Judentum geben. Denn das „Volk“
Staatsgesetz als Jude gelten, celbst wenn seine Mutltter könnte War darauf verzichten, eın olk Gottes se1n,
Nichtjüdın 1STt. Auch vom jüdischen Relıgionsgesetz her das Bundesvolk aber kann nıe daraut verzichten, eın

Volk, und War das olk seıin.gesehen 1St ıne zweiıtelhafte Praxıs, einen Juden-
rısten als Nıichtjuden bezeıchnen, enn der Bund Es 1St nıcht weniger als bemerkenswert, dafß die breıite
Abrahams 1St unauflöslich. Masse des relig1ös indiıferenten Volkes dieser Kern-
Dıie Entscheidung des Mınısterrates führte ZU Rücktritt Irage völlıg vorbeisieht un in dem Anspruch des Rabbi-
der dreı Minıster der National-Religiösen Front (Post, NAats, estimmen dürfen, wer Jude ISt, 1Ur einen welte-
Wohlfahrt, Religi0n). Alle Bemühungen des Ministerpräsıi- TCN Versuch des Rabbinats sıeht, se1ne Machtstellung 1im
denten, Ben Gurl1ons, der den Beschluß des Ministerrates Staat stärken.
nıcht rückgängıg machen konnte, der Koalıition miıt Die Argumente der Laizıisten bewegen sıch, Was wıeder-
den relıg1ösen Parteıen jedoch cehr interessiert 1lSt;, schlu- um bemerkenswert ISt, auf einem vorwıegend emot10-
SCcnh fehl; un 1m November 1958 schıen der Bruch end- nellen Gebiet. Es sSe1 SIAauUSamı, wırd argumentiert, dafß
gültıg se1n. Dıie vakanten Mınısterien wurden auf die in  - dem ınd einer nichtjüdıschen Mutter, die sıch1l-
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inen mMI1t iıhrem jüdischen ' Mann ın Israel niederliefi‚ das der Laıizısten LLUr insofern, als das Bei;ennt:nis einer
echt verweigert, sıch Jude nennen, wenn nıcht auch andern Relıgion als der des Judentums. kein‘ Hındernis
die Jüdische Religion annımMmMt. Dıie AÄAntwort der ortho- für die Anerkennung als „Hebräer“ sein sollte. Das aber
doxen Juden ISt wiederum geeignet, be1 jenen, denen das würde den Sachverhalten wen1g andern, se1l denn
Judentum als Relıgion gleichgültig wurde, den Eindruck die Bezeichnung. Jemand, der Hebräer Ist;, ohne Jude

erwecken, als se1 ıhnen das Schicksal des einzelnen se1N, wırd für die Hebräer, die zugleich Juden sınd, auch
Menschen gleichgültig un als se1 ihr aNZzZCS Trachten 1n Zukunft das se1n, W 4s bısher BCWESCH Ist, nämlıch
darauf gerıichtet, noch „ein Daar Seelen tangen“. Denn eın Nichtjude oder ein Abtrünniger: Es ISt wen1g damıt
das Rabbinat ann eigentliıch nıchts anderes SagcCh, als dafß 3A  N, ine Volkszugehörigkeit schaffen, die Ende

11ULT N bereit 1ISt;, diese Kıiınder iın den Bund bra- 1LUFr VO  - wenıgen anerkannt wırd.
hams aufzunehmen. ıcht selten wurde auf die Müuültter Die Bevölkerung Israels 1St noch lange nıcht weıt,

ıne wirkliche Trennung VO  3 polıtischem olk unddieser Kınder eın entsprechender ruck ausgeübt (vgl.
Herder-Korrespondenz Jhg., 167) Anderseıts „Bundesvolk“ vollzıiehen können. Denn auch dıe
aber, asChH die orthodoxen Juden, könne 11a  s nıcht die yroße Masse der indıfterenten Juden würden VOTL den
„Reinheit des Volkes“ (was durchaus bösartıg als „Ras- schwerwiıegenden Konsequenzen dieses Schrittes zurück-
sismus“ ausgelegt wurde) gefährden und nıchtjüdiısche schrecken, und VOL allem die zahlreichen assımılierten
Kınder in die Gemeinschaft des Bundesvolkes aufnehmen. Juden der Dıaspora würden sıch VOT die rage gestellt
Man sıeht, da{fß sıch die enk- und Redeweisen der beiden sehen, ob eınen Sınn habe, sıch einem bloßen
Gruppen gefährlich voneınander entfernt haben „Volksjudentum“ bekennen.
Es 1St auch bezeichnend, daß die Laıizısten sehr übel
vermerken, Wenn die betreffenden Kınder getauft und als ıne Zwischenlösung
Christen CErzogchn werden. Sıe sind eben 1Ur dann bereıt, Am 24 Februar 1959 endlich kam einer Einıgungs1e noch als Juden anzusehen, wenn s1e weniıgstens keine 7zwiıischen dem Großrabbiner Toledano, der zugleich KRe-andere Religion annehmen. Sıe würden diese Kınder als
Christen bestentalls dulden das Christentum celbst lıg10onsminıster ISt, und dem Innenminiıster. In Zukunft

oll iın den Identitätskarten der Kınder sowohl die elı-würden s1e jedenfalls als durchaus unjüdısch ansehen. 2102 des Vaters als auch dıe der Mutter eingetragen WOCI -

Dıe Stellungnahme des Patriarchats den Be1i erreichter Volljährigkeit soll dann jeder über
seine Religionszugehörigkeit entscheıiden.

Da die Definition der Zugehörigkeıt ZU Judentum DC- Diese Lösung scheint O als Zwischenlösung sehr
rade 1ın den umstrittenen Fällen auch katholische Christen schwach Sıe genugt, einen konftfessionellen Status VO  e

betrifft, nahm der lateinische Patrıarch VO  w Jerusalem, AÄAmts gCn registrıeren. Das Rabbinat annn sıch mIit
Msgr Albert Gor1,; 31 1958 in einer Denkschrift dieser Lösung zufriedengeben, denn letzten Endes VCI-

dem Beschlufß des Ministerrates Stellung (vgl Proche- zıchtet der Staat darauf, estimmen dürfen, wer als
Orıient Chretien, OoOme VIIL, A4SZ. IIL, 27Z) In der Jude nzusehen ISst. Das Problem selbst wird nıcht gelöst,
Denkschrift, die Punkte umfaßt, wırd darauf hınge- denn W as gyeschieht, Wenn die betreftenden Personen spa-
wıesen, daß das Juristische System des Staates aut dem ter einmal nıcht der jüdıschen Religionsgemeinschaft —
Personalstatut aufbaut un: dafß daher als selbstver- zugehören wünschen un dennoch als Juden gelten wol-
ständlıch angesehen werden müßte, da{fß die Identitäts- len? Im übrigen x1bt Ja nıcht 1LUFr Mınderjährige, deren
karten auch die Religionsgemeinschaft des Inhabers nNneN- Religions- bzw. Volkszugehörigkeit umstritten 1St.
1CeN. Gemäfß den Gesetzen der früheren Mandatsreg1e- Dıie rage der Mischehen oder dıe der Judenchristen ISt
rung, diıe auch 1mM Staate Israel noch velten, obliege LLUr eın 5>ymptom für die Schwierigkeiten, miıt denen
ausschließlich den Religionsgemeinschaften, bestimmen, heute eine Identität VO  - Staats- un Religionsvolk Ver-
WT ihnen gehört. bunden 1sSt. ine grundlegende Lösung 1St iın diesen Fra-
Unter Punkt wırd die Einführung eınes relig1ösen gCcnh nıcht Es ISTt wahrscheinlıcher, dafß die
Kriteriums be]l der Bestimmung der ethniıschen Zugehör1g- Regierung die rage nach der Zugehörigkeit ZzUu Jüdı-
keit beanstandet un die Notwendigkeıt, iıne Irennung schen olk eher in Vergessenheıt geraten lıeße, als sıch
zwıschen den natiıonalen und religz1ösen Gesichtspunkten ıne Lösung eigen machen, Ww1€e S1€e VO katholischen
durchzuführen, hervorgehoben. Der Patriarch schlägt VOTL, Patriarchen VO  e Jerusalem vorgeschlagen wurde und die
den Terminus „Jude tür die Bezeichnung der Religi0ns- für ıne Jüdısche Regierung wohl alleın WESCN ihres Ur-
zugehörigkeit un den Terminus „Hebräer“ für die Be- hebers kaum annehmbar seın dürfte Gerade deshalb
zeichnung der Volkszugehörigkeıt verwenden. kommen den drei etzten Punkten der Denkschrift des
Im weılıteren beschwert sıch der Patriarch über die Dıskri- Patriıarchen, in denen C über die Diskriminierung und
minıerung gegenüber den christlichen Teılen gemischter über die Proselytenmachereı Klage führt, besondere DBe-
Famıilien und gegenüber den Konvertiten un über die deutung Zn Wenn schon nıcht möglıch ISt; ıne grund-
Proselytenmacherei der Beamten des Religionsministe- legende Lösung des Problems herbeizuführen, dann 1St
rums. mehr die Aufgabe der Regierung, alle Bürger des
Die VO Patrıarchen vorgeschlagene Regelung der Ter- Landes, gleichgültig ob s1e nach Religionsgesetz Juden
minologie würde etzten Endes keine Lösung darstellen. sind oder nıcht, VOTL Diskriminierung oder Vertfolgung

schützen.Seine Forderungen unterscheıiden sıch von den Wünschen
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